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des Ausschlusses für Verkehrswesen 
(27. Ausschuß) 

über den 

Entwurf eines Gesetzes über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 
- Nr. 3622 der Drucksachen - 


I. Bericht des Abgeordneten Sander: 

A. Behandlung des Gesetzentwurfs im Deutschen 
Bundestag 

Der Entwurf eines Gesetzes über den gewerb- 
lichen Binnenschiffsverkehr — Nr. 3622 der Druck- 
sachen — wurde in der 228. Plenarsitzung des 
Deutschen Bundestages am 10. September 1952 an 
den Ausschuß für Verkehrswesen (AfV) über 
wiesen. 

Der AfV hielt es für geboten, sich in der Metro- 
pole der Binnenschiffahrt Duisburg-Ruhrort einen 
Überblick über die derzeitigen Gegebenheiten im 
gewerblichen Binnenschiffsverkehr zu verschaffen. 
Am 7. Januar 1953 fand daher in der Schifferbörse 
in Duisburg-Ruhrort eine Grundsatzaussprache 
über den Entwurf eines Gesetzes über den gewerb- 
lichen Binnenschiffsverkehr statt, bei der sämtliche 
an diesem Gesetz beteiligten und von ihm betrof- 
fenen Stellen wie Spitzenverbände, Organisationen 
und Gewerkschaften die Möglichkeit hatten, dem 
AfV Empfehlungen und Änderungswünsche vorzu- 
tragen, die von verschiedenen Verbänden und Or- 
ganisationen später schriftlich vorgelegt wurden. 

Der AfV hat dann in zwei Beratungen (erste und 
zweite Lesung im AfV) den Entwurf eines Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr unter 
Berücksichtigung der Änderungswünsche des Bun- 
desrates, der zuständigen Spitzenverbände, Orga- 
nisationen und Gewerkschaften behandelt und das 
Ergebnis der ersten Beratung des Gesetzes in Form 
einer Synopse zusammengestellt, die als Grund- 
lage zur zweiten Beratung im AfV diente, die am 
Mittwoch, dem 6. Mai 1953, abgeschlossen wurde. 

Der AfV hat bei stets objektiver und sachlicher 
Behandlung der einzelnen Paragraphen mit vielen 
sich daraus für die deutsche Binnenschiffahrt erge- 
benden Einzelproblemen, deren Anpassung an die 
derzeitigen Verhältnisse unter besonderer Berück- 
sichtigung der zur Zeit vorhandenen verkehrlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten seine 
Hauptaufgabe darin gesehen, eine für alle Teile 
tragbare Lösung zu finden. 


B. Inhalt und Aufbau des Gesetzentwurfs 

Der Entwurf schafft im wesentlichen kein neues 
Recht, sondern faßt das unübersichtlich gewordene 
Notlagerecht der Binnenschiffahrt zusammen. Das 
bisherige Recht geht auf die Anpassungsverord- 
nung vom 23. Dezember 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 779) und zum Teil auf noch ältere Quellen zu- 
rück und hat in dem Gesetz zur Bekämpfung der 
Notlage der Binnenschiffahrt vom 16. Juni 1933 
(Reichsgesetzbl. II S. 317), dem sogenannten Not- 
lagegesetz, und seinen 36 Durchführungsverord- 
nungen seine derzeit gültige Kodifikation gefun- 
den, die durch den vorliegenden Entwurf den jetzi- 
gen staatsrechtlichen Verhältnissen angepaßt wird. 
An neuen Rechtseinrichtungen bringt der Gesetz- 
entwurf die Genehmigungspflicht für gewisse Ver- 
einbarungen in der Binnenschiffahrt (§ 1) und die 
Möglichkeit eines Frachtenausgleichs (§ 32). 

Die 45 Paragraphen des Entwurfs sind in sieben 
Abschnitte gegliedert; 

I. Verteilung von Fracht- und Schleppgut, 

11. Schifferbetriebsverbände, 

III. Frachtenbildung, 

IV. Frachtenausgleich, 

V. Ausgleich widerstreitender Verkehrsinter- 
essen und Mitwirkung der Länder, 

VI. Ahndung von Zuwiderhandlungen, 

VII. Übergangs- und Schlußbestimmungen. 

C. Der Entwurf im einzelnen 
Erster Abschnitt 

Der Erste Abschnitt geht von dem Grundgedan- 
ken aus, daß die Frachtgüter, die mit Binnenschif- 
fen befördert werden sollen, sowie die beladenen 
oder unbeladenen Kähne, die geschleppt werden 
sollen, im Normalfall auf Grund privater Vereinba- 
rungen auf die einzelnen Gruppen und Unterneh- 
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men der Fracht- und Schleppschiffahrt verteilt 
werden. Bei den sehr unterschiedlichen Größenord- 
nungen der Binnenschiffahrtunternehmen von der 
Großreederei bis zum sogenannten Privatschiffer 
(§ 13) sind solche Vereinbarungen u. a. ein wichti- 
ges Mittel, um den kleinen Unternehmen einen an- 
gemessenen Anteil an dem aufkommenden Fracht- 
und Schleppgut zu sichern. Wenn Notstände in der 
Binnenschiffahrt (§ 4) durch private Vereinbarun- 
gen oder auf andere Weise nicht behoben werden 
können, sieht der Entwurf die Möglichkeit vor, 
unter bestimmten Voraussetzungen das Fracht- und 
Schieppgut auf Grund von Rechtsverordnungen zu 
verteilen. Das Verfahren beim Erlaß einer solchen 
Rechtsverordnung, bei dem die Schiffahrtverbände 
und die Gewerkschaften beteiligt sind, ist in den 
§§ 8 bis 10 geregelt. 

§ 1 sieht vor, daß gewisse Verteilungsvereinba- 
rungen den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen zur 
Genehmigung vorzulegen sind. Den Kreis der ge- 
nehmigungspflichtigen Vereinbarungen hat der AfV 
gegenüber der Regierungsvorlage dadurch erheb- 
lich eingeschränkt, daß nach der jetzigen Fassung 
Vereinbarungen zwischen Schiffahrttreibenden frei 
sind und nur noch Vereinbarungen zwischen Schiff- 
fahrtverbänden untereinander (z. B. zwischen 
einem Reedereiverband und einem Schifferbe- 
triebsverband) und zwischen diesen und Schiffahrt- 
treibenden (z. B. einem Schifferbetriebsverband 
und einer Reederei) der Genehmigung bedürfen. 
Hierdurch soll vermieden werden, daß vor allem 
Verteilungsvereinbarungen der Reedereien unter- 
einander, wie sie im Geschäftsverkehr üblich sind, 
genehmigungspflichtig werden. Diese Erleichterung 
erscheint deshalb vertretbar, weil nach § 74 des 
Entwurfs eines Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen (Kartellgesetzentwurf) — Nr. 3462 
der Drucksachen — die Binnenschiff ahrt hinsichtlich 
derartiger Verteilungsabsprachen von den Vor- 
schriften der §§ 1 bis 14 des genannten Gesetzent- 
wurfs ohnehin befreit sein soll. Für die restlichen 
unter § 1 des vorliegenden Entwurfs fallenden 
Vereinbarungen hat der AfV die Genehmigungs- 
pflicht im Hinblick auf die verkehrspolitische Be- 
deutung dieser Vereinbarungen und zur Verhü- 
tung mißbräuchlicher Wettbewerbsbeschränkungen 
beibehalten. 

Aus der Änderung des Absatzes 1 folgt die Her- 
ausnahme der Verkehrsvereinbarungen in der 
Fahrgastschiffahrt durch Streichung des Absatzes 2. 
Derartige Vereinbarungen kommen nur zwischen 
Schiffahrttreibenden vor und bedürfen daher nach 
der Auffassung des AfV keiner Genehmigung. 

Absatz 3 der Regierungsvorlage hat der AfV ge- 
strichen, weil das Kartellgesetz, auf das er Bezug 
nimmt, noch nicht verabschiedet ist. 

In § 2 sind lediglich die Zitate mit Rücksicht auf 
die Streichung des § 1 Abs. 2 und 3 geändert wor- 
den. 

Die in § 3 Abs. 1 enthaltene Ermächtigung für 
den Bundesminister für Verkehr hat der AfV ein- 


mal dadurch eingeschränkt, daß Rechtsverordnun- 
gen zur Verteilung von Fracht- und Schleppgut 
nicht schon zur Vermeidung von Notständen in der 
Binnenschiffahrt ergehen können. Die Notstände 
müssen nach der jetzigen Fassung bereits einge- 
treten sein oder si^ wenigstens anbahnen, um ein 
Eingreifen des Bundesministers für Verkehr zu er- 
möglichen. Weiterhin ist die Ermächtigung dadurch 
beschränkt worden, daß durch Einfügung der 
Worte „oder auf andere Weise“ nunmehr außer 
den in § 1 genannten Verteilungsvereinbarungen 
auch andere geeignete Mittel in Betracht gezogen 
werden müssen, bevor eine Verordnung nach § 3 
ergehen kann. 

Die Absätze 2 und 3 sind bis auf eine redaktio- 
nelle Berichtigung unverändert beibehalten wor- 
den. 

In § 4 Nr. 1 und 2 hat der AfV mit Rücksicht 
auf die vorgesehene Inkraftsetzung des Gesetzes 
in Berlin (§ 43) entsprechend dem Vorschlag des 
Bundesrates den Begriff „Bundesgebiet“ durch 
„Geltungsbereich dieses Gesetzes“ ersetzt und im 
übrigen die Vorschrift dieser Änderung sprachlich 
angepaßt. 

Die §§ 5 und 7 hat der AfV nach der Regierungs- 
vorlage unverändert, den § 6 mit dem vom Bundes- 
rat eingefügten neuen Absatz 2 angenommen. 

§ 8 Abs. 1 hat der AfV entsprechend der Regie- 
rungsvorlage als Muß Vorschrift angenommen, 
weil ihm diese Form mit Rücksicht auf die Bedeu- 
tung der Anhörung der Schiffahrtverbände und 
der Gewerkschaften angemessener erschien als die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Soll Vorschrift. 

Im übrigen hat der AfV die §§ 8 und 9 mit den 
vom Bundesrat empfohlenen, der Klarstellung die- 
nenden Änderungen und den § 10 unverändert 
nach der Regierungsvorlage angenommen. 

Zweiter Abschnitt 

Der Zweite Abschnitt behandelt die als „Schiffer- 
betriebsverbände“ bezeichneten Öffentlich-recht- 
lichen Zusammenschlüsse der Privatschiffer, die 
ihre Vorläufer bereits in den im Jahre 1917 ent- 
standenen Betriebsverbänden haben, während die 
jetzigen am Rhein, an der Ober- und Unterelbe 
bestehenden Verbände auf das Notlagegesetz und 
die 10. bis 13., 25. und 31. Durchführungsverord- 
nung zu diesem Gesetz zurückgehen. Der AfV ver- 
trat die Auffassung, daß die jetzige Form des Zu- 
sammenschlusses der Privatschiffer so lange nicht 
entbehrt werden kann, als diese in den genannten 
Stromgebieten nicht private Zusammenschlüsse auf 
breiter Basis (z. B. in Form von Transportgenos- 
senschaften) gebildet haben. 

Die §§ 11 und 12, welche die gebietsmäßige Ein- 
teilung und die Rechtsform der drei bestehenden 
Schifferbetriebsverbände bestimmen, hat der AfV 
mit einer sprachlichen Verbesserung in § 11 Abs. 3 
nach der Regierungsvorlage angenommen. 


2 



Dem § 13 der Regierungsvorlage (Mitgliedschaft) 
hat der AfV einen zweiten Absatz angefügt, der 
als Ausnahmebestimmung zu § 11 Abs. 3 die Zuge- 
hörigkeit der von Hamburg aus die Schiffahrt be- 
treibenden Unterelbeschiffer zum Schifferbetriebs- 
verband Unterelbe ermöglichen soll. 

§ 14 Abs. 1, der die Hamburger Hafenschiffahrt 
von der Mitgliedschaft befreit, hat der AfV unver- 
ändert angenommen. Die Befreiungsvorschrift des 
Absatzes 2 wurde neu gefaßt und zunächst auf 
die Ausrüster ausgedehnt. Die vom Bundesrat im 
Interesse der Gesetzesklarheit empfohlenen Än- 
derungen des ersten Halbsatzes hat der AfV mit 
einer sprachlichen Verbesserung angenommen. Im 
übrigen hat er für diejenigen Privatschiffer, 
weldie die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfül- 
len, im Gegensatz zur Regierungsvorlage nicht nur 
eine Beschränkung ihrer Mitgliedsrechte und 
-pflichten, sondern das gänzliche Ausscheiden aus 
dem Verband vorgesehen. Diese Regelung hat der 
AfV getroffen, weil bereits nach dem Regierungs- 
entwurf der genannte Personenkreis außerhalb der 
öffentlich - rechtlichen Tätigkeit des Verbandes 
stand und damit eine gesetzliche Mitgliedschaft 
nicht mehr notwendig erschien. 

Der vom AfV eingefügte neue Absatz 3 ermög- 
licht den Privatschiffern, die nach Absatz 2 von der 
gesetzlichen Mitgliedschaft befreit sind, die frei- 
willige Zugehörigkeit zum Verband. Diese Vorschrift 
ist mit Rücksicht auf die Betreuungsfunktionen des 
Verbandes getroffen worden. Die freiwilligen Mit- 
glieder haben nach Satz 2 nicht die Rechte und 
Pflichten, die sich aus der öffentlich-rechtlichen 
Funktion des Verbandes ergeben. 

Die Änderung des jetzigen Absatzes 4 gegenüber 
Absatz 3 der Regierungsvorlage folgt zum Teil 
aus der neuen Fassung des Absatzes 2. Darüber 
hinaus ist die Anhörung des beteiligten Verbandes 
vorgeschrieben worden. 

Die §§15 bis 17 und 19 sind unverändert geblieben. 
In § 18, der die Befugnisse der Schifferbetriebs- 
verbände behandelt, dienen die vom AfV in Ab- 
satz 1 Nr. 1 eingefügten Worte „mit Schiffahrt- 
treibenden oder ihren Verbänden“ lediglich der 
Klarstellung. In Nr. 3 hat der AfV die in der Regie- 
rungsvorlage vorgesehene Möglichkeit der Ersatz- 
vornahme als Zwangsmittel der Verbände gestrichen, 
da das in § 35 Abs. 1 Nr. 1 vorgesehene Bußgeld 
als Beufifemittel ausreichend erschien. Den Zweck 
der Verfügungen, zu denen die Verbände berech- 
tigt sind, hat der AfV näher erläutert. Im übrigen 
hat er den § 18 unverändert beibehalten. 

Den § 20 Abs. 1 hat der AfV neu gefaßt, um die 
Auflösung eines Schifferbetriebsverbandes nicht 
dem freien Ermessen des Bundes ministers für Ver- 
kehr zu überlassen. In der neuen Fassung sind die 
Voraussetzungen einer solchen Maßnahme be- 
stimmt; die Anhörung des Verbandes vor seiner 
Auflösung ist vorgeschrieben. 


Dritter Abschnitt 

Im Dritten Abschnitt, der die Frachtenbildung 
behandelt, ging die Regierungsvorlage von dem 
jetzigen Rechtszustand aus, der auf der 36. Durch- 
führungsverordnung zum Notlagegesetz vom 
20. Mai 1943 (Deutscher Reichs- und Preuß. Staats- 
anz. Nr. 118) und der Verordnung über die Frach- 
tenbildung in der Binnenschiffahrt vom 3. Oktober 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 622) beruht. Hiernach 
werden die Binnenschiffahrtsentgelte von den 
Frachten ausschüssen festgesetzt, von der zuständi- 
gen Wasser- und SchiffaHrtsdirektion als Auf- 
sichtsbehörde genehmigt, vom Bundesminister für 
Wirtschaft als Preisbehörde bestätigt und im 
Verkehrsblatt verkündet. Die Regierungsvorlage 
sah vor, daß der Bundesminister, für Verkehr im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft die von den Frachtenausschüssen festgesetz- 
ten Entgelte genehmigt (§ 28) und die genehmigten 
Beschlüsse als Rechtsverordnungen erläßt (§ 29). 
Dieses Verfahren hatte der Bundesrat zwar als 
zweckmäßig anerkannt, jedoch das Bedenken er- 
hoben, daß hierdurch das Verordnungsrecht des 
Bundesministers für Verkehr in einer nach Artikel 
80 GG unzulässigen Weise beschränkt werde. Die 
Empfehlungen des Bundesrates liefen deshalb dar- 
auf hinaus, daß den Frachtenausschüssen nur ein 
Vorschlagsrecht verbleiben und die eigentliche 
Festsetzung der Entgelte auf den Bundesminister 
für Verkehr übertragen werden sollte, der bei sei- 
ner Entscheidung die Beschlüsse der Frachtenaus- 
schüsse lediglich zu berücksichtigen hatte (§ 29 des 
Bundesratsvorschlages). 

Den verfassungsrechtlichen Bedenken des Bun- 
desrates hat der AfV dadurch Rechnung getragen, 
daß er durch eine Änderung in den §§ 29, 30 dem 
Bundesminister für Verkehr das praktisch unein- 
geschränkte Recht eingeräumt hat, die Beschlüsse 
der Frachtenausschüsse aufzuheben und an Stelle 
der Frachtenausschüsse selbständig Entgelte fest- 
zusetzen. Im übrigen glaubte der AfV, daß der 
Bundesminister für Verkehr oder die von ihm be- 
auftragte Wasser- und Schiffahrtsdirektion mit 
Hilfe des in § 28 vorgesehenen Genehmigungs- 
rechts auf die Frachtenausschußbeschlüsse hinrei- 
chend einwirken kann und dabei den Inhalt der 
nach § 29 zu erlassenden Rechtsverordnungen tat- 
sächlich bestimmt. Aus diesen Gründen hat der 
AfV mit Ausnahme des § 27 Abs. 2 an dem 
Frachtenbildungsverfahren festgehalten, wie es die 
Regierungsvorlage vorsah. Neben den verfassungs- 
rechtlichen Gesichtspunkten war für diesen Be- 
schluß bestimmend, daß eine bewährte Selbstver- 
waltungseinrichtung der Wirtschaft, wie sie die 
Frachtenausschüsse darstellen, auf diese Weise in 
ihren Funktionen nicht zugunsten einer behörd- 
lichen Frachtregelung beschränkt zu werden 
brauchte. 

Entsprechend dieser grundsätzlichen Auffassung 
hat der AfV den § 21 abweichend vom Vorschlag 
des Bundesrates in der Fassung der Regierungs- 
vorlage übernommen. Die §§ 22 bis 24, der § 25 
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Abs. 1 bis 3 und der § 26 sind unverändert ge- 
blieben. Dem § 25 hat der AfV einen neuen Ab- 
satz 4 angefügt, der das Recht zur Teilnahme eines 
Vertreters der Deutschen Bundesbahn an den Sit- 
zungen der Frachtenausschüsse, das bereits jetzt 
auf Grund von Verwaltungsvereinbarungen be- 
steht, im Gesetz festlegt. Der AfV hat hierbei zum 
Ausdruck gebracht, daß bei nächster Gelegen- 
heit das ebenfalls schon bestehende Recht zur Teil- 
nahme eines Vertreters des Binnenschiffahrtge- 
werbes an den Sitzungen der für die Tarifbildung 
der Eisenbahnen zuständigen Gremien, insbeson- 
dere der ständigen Tarifkommission der Deutschen 
Bundesbahn, in der gleichen Weise gesetzlich fest- 
gelegt werden soll. 

Der AfV hat sich ferner mit einer Anregung der 
SPD-Fraktion befaßt, in dem § 25 festzulegen, daß 
auch ein Vertreter der Gewerkschaften an den 
Sitzune.en der Frachtenausschüsse teilnehmen kann. 
Die SPD-Fraktion hat sich Vorbehalten, u. U. einen 
entsprechenden Antrag gelegentlich der 2. oder 
3, Beratung des Gesetzentwurfs im Plenum ein- 
zubringen. 

In § 27 hat der AfV den Absatz 1 dahin erweitert, 
daß die dort genannten Unterausschüsse nicht nur 
durch die Initiative der Frachtenausschüsse ge- 
bildet werden können, sondern auch auf Anord- 
nung der Aufsichtsbehörde gebildet werden müs- 
sen. Diese Vorschrift dient dom Schutz von Min- 
derheitsgruppen im Frachtenausschuß. 

In Absatz 2 ist der AfV vom Vorschlag des Bun- 
desrates ausgegangen, weil ein selbständiges Fest- 
setzunvsrpcht der Frachtenkommissionen für Ta- 
gesgeschäfte, Vvde es die Regierungsvorlage vorsah, 
selbst für einen begrenzten Zeitraum nicht an- 
gän^ie erschien. Aus dem gleichen Grund hat der 
AfV den vom Bundesrat vorgeschlagenen dritten 
Satz, der die Festsetzungen der Tagesfrachtenkom- 
mis^ionen als Richtsätze gelten lassen wollte, ge- 
strichen. 

Den $ 27 Abs. 3 und 4 und den § 28 hat der AfV 
nach der Regierungsvorlaf?e mit einer redaktionel- 
len Änderung des § 27 Abs. 4 angenommen. Bei 
den §5 29. 30 ist der AfV aus den vorerwähnten 
grundsätzlichen Erwägungen von der Regierungs- 
vorlage ausgeganeen, hat jedoch in § 29 Abs. 2 
und in ^ 30 die Worte „dringendefnl“ und ..allge- 
meinen“ gestrichen. Damit ist erreicht, daß der 
Bimdesm.mister für Verkehr im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft aus Grün- 
den der VerkehrsDotUik die als Rechtsverordmm- 
gen ergangenen Beschlüsse der Frachtenausschüsse 
wieder aufbeben 291 und selbständig die Ent- 
gelte festsetzen kann (§ 30). 

Dem § 31 hat der AfV als zweiten Absatz die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Verfallsklausel mit 
einer redaktionellen Verbesserung angefügt. Eine 
ähnliche Vorschrift findet sich in § 23 des Güter- 
kraflverkehrsgesetzes vom 17. Oktober 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 697). 


Vierter Abschnitt 

Der Vierte Abschnitt behandelt in einem ein- 
zigen Paragraphen den Frachtenausgleich. § 32 
Abs. 1 ist unverändert geblieben. In Absatz 2, der 
den sogenannten externen Ausgleich — d. h. 
den Ausgleich zwischen Schiffahrttreibenden und 
Frachtschuldnern — besonders regelt, hat der AfV 
durch den von ihm hinzugefügten zweiten Satz 
sichergestellt, daß die Deutsche Bundesbahn über 
das bloße Anhörungsrecht hinaus Gelegenheit er- 
hält, ihre etwaigen Bedenken in gemeinsamer Be- 
sprechung mit Vertretern der beteiligten Schiff- 
fahrtverbände dem Bundesminister für Verkehr 
vorzutragen. 

Fünfter Abschnitt 

Den Fünften Abschnitt hat der AfV überschrie- 
ben: „Ausgleich widerstreitender Verkehrsinter- 
essen und Mitwirkung der Länder“. Als neuen 
§ 32 a hat der AfV eine dem § 6 des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes vom 29. März 1951 (Bundesge- 
setzbl. II S. 59) und dem § 7 des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes entsprechende Vorschrift eingefügt, 
die den Bundesminister für Verkehr zum Ausgleich 
widerstreitender Verkehrsinteressen innerhalb der 
Binnenschiffahrt und zwischen der Binnenschiff- 
fahrt und denanderen Verkehrsträgern verpflichtet. 

Der vom Bundesrat eingefügte § 32 a ist unter 
der neuen Nummer § 32 b unverändert geblieben. 
Der § 33 ist in der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Fassung angenommen worden. 

Sechster Abschnitt 

Den Sechsten Abschnitt, der in den §§ 34 bis 37 
die Straf- und Bußgeldbestimmungen enthält, hat 
der AfV mit einigen, zum Teil vom Bundesrat vor- 
geschlagenen redaktionellen Änderungen in den 
§§ 34, 35 aus der Regierungsvorlage übernommen. 

Siebenter Abschnitt 

Der Siebente Abschnitt bringt die Übergangs- 
und Schlußbestimmungen. Der § 38 ist mit einer 
kleinen redaktionellen Änderung nach der Regie- 
rungsvorlage, der § 39 nach dem Vorschlag des 
Bundesrates angenommen worden. Den § 40 hat 
der AfV gestrichen, weil die Vorschrift lediglich 
auf das noch nicht ergangene Kartellgesetz Bezug 
hatte. Die §§ 41 und 42 sind unverändert geblie- 
ben. Den § 43, der die übliche Berlin-Klausel ent- 
hält, hat der AfV in den neu gefaßten Absätzen 1 
und 2 dem Dritten Überleitungsgesetz angepaßt. 
Der vom Bundesrat vorgeschlagene Absatz 2 ist 
als jetziger Absatz 3 sprachlich verbessert worden. 
Den § 44 hat der AfV mit der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Änderung des Absatzes 2 Nr. 2 an- 
genommen. 

Bonn, den 6. Mai 1953 

Sander 

Berichterstatter 
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II. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundesrat wolle beschließen, 

a) den Entwurf eines Gesetzes über den gewerb- 
lichen Binnenschiffsverkehr in der nachste- 
henden Fassung anzunehmen; 

b) die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen 
Petitionen durch die Beschlußfassung für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 6, Mai 1953 


Der Ausschuß für Verkehrswesen 

Rümmele Sander 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 



Beschlüsse des 27. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über den gewerblidien Binnenschiffsverkehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Verteilung von Fracht- und Sdileppgut 

§1 

Vereinbarungen von Sdiiffahrtverbänden 
untereinander sowie zwischen Schiffahrtver- 
bänden und Schiffahrttreibenden über die 
Verteilung von Fracht- und Schlcppgut, das 
ganz oder streckenweise auf Bundeswasser- 
straßen befördert werden soll, bedürfen der 
Genehmigung der Wasser- und Schiffahrts- 
direktion. Ausgenommen hiervon sind Ver- 
einbarungen, die die Verteilung von Fradit- 
und Schleppgut zur Beförderung innerhalb 
von Häfen zum Gegenstand haben. Die Ge- 
nehmigung ist nur zu versagen, wenn Gründe 
der Verkehrspolitik es erfordern oder wenn 
die Vereinbarungen den Wettbewerb In un- 
angemessener Weise einschränken würden. 

§2 

(1) Die Genehmigung nach § 1 soll in der 
Regel nicht für einen längeren Zeitraum 
als drei Jahre erteilt werden; sie kann auf 
Antrag jeweils um den gleichen Zeitraum 
verlängert werden. 

(2) Die Genehmigung kann von der Was- 
ser- und Schiffahrtsdirektion widerrufen 
werden, 

1. soweit sie durch rechtswidrige Einwir- 
kung, wie arglistige Täuschung oder Dro- 
hung, durch den Antragsteller oder einen 
anderen herbeigeführt worden ist oder 

2. wenn die an Vereinbarungen nach § 1 
Beteiligten Gesdiäftsbedingungen anwen- 
den, die einen Mißbrauch der Genehmi- 
gung darstellen. 


§ 3 

(1) Soweit Notstände in der Binnenschiff- 
fahrt eingetreten sind oder sich anbahnen 
und nicht durch Vereinbarungen nach § 1 
oder auf andere Weise behoben werden kön- 
nen, wird der Bundesminister für Verkehr 
ermächtigt, die Verteilung von Fracht- und 
Schleppgut, das ganz oder streckenweise auf 
Bundeswasserstraßen befördert werden soll, 
durch Rechtsverordnung zu regeln. Er kann 
diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung 
auf die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
übertragen. 

(2) Die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
sollen sich zur Vorbereitung ihrer Aufgaben 
nach Absatz 1 und zu ihrer Durchführung, 
soweit sie nicht hoheitlicher Art ist, der 
Selbstverwaltungseinrichtungen des Binnen- 
schiffahrtgewerbes bedienen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 
die Verteilung von Fracht- und Schleppgut, 
das lediglich innerhalb von Häfen befördert 
werden soll.* 

§ 4 

Ein Notstand im Sinne des § 3 ist gegeben, 

1. wenn für die Binnenschiffahrt im gesam- 
ten Geltungsbereich dieses Gesetzes, in 
einzelnen Stromgebieten oder Teilen von 
Stromgebieten bei außergewöhnlichem 
Ladungsmangel ohne eine angemessene 
Verteilung des Ladungsguts nachhaltige 
wirtschaftliche Schäden bei einem erheb- 
lichen Teil des gesamten oder einzelner 
Zweige des Schiffahrtgewerbes eintreten 
würden oder 

2. wenn die Privatschiffer im gesamten Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes, In einzelnen 
Stromgebieten oder Tellen von Stromge- 
bieten am Verkehrsaufkommen mit 
Schiffsraum oder Schleppkraft nicht an- 
gemessen beteiligt werden. 
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§ 5 

(1) § 3 ist auf die Beförderung von eigenen 
Gütern für eigene Zwecke des Unternehmens 
mit eigenen Schiffen (Werkverkehr) nicht 
anzuwenden. 

(2) Betreibt ein Schiffseigner neben dem 
Werkverkehr Schiffahrt zu gewerblichen 
Zwecken, so wird im Rahmen dieses Geset- 
zes der gesamte Schiffahrtbetrieb als gewerb- 
liche Schiffahrt angesehen. 

§ 6 

(1) örtlich zuständig ist 

1. ln den Fällen der §§ 1, 2 diejenige Was- 
ser- und Schiffahrtsdirektion, in deren 
Bezirk mindestens einer der an der Ver- 
einbarung Beteiligten seinen Sitz, seinen 
Wohnsitz oder In Ermangelung eines 
Wohnsitzes seinen dauernden Aufenthalt 
hat, 

2. in den Fällen des § 3 diejenige Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion, in deren Bezirk der 
Notstand auftrltt. 

(2) Wird im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 
ein Antrag bei mehreren Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen gestellt, so ist diejenige 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion zuständig, 
bei der ein Antrag zuerst gestellt worden ist. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann 
die den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
nach den §§ 1 bis 3 obliegenden Aufgaben 
einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion für 
den Bezirk mehrerer Wasser- und Schiffahrts- 
dircktionen zuweisen. 

§ 7 

(1) Gegen die Entsdieidung einer Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion nach § 1, § 2 Abs. 
2 ist die Verwaltungsbeschwerde an den Bun- 
desminister für Verkehr zulässig. Sie ist in- 
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der 
Entscheidung bei der Wasser- und Schiffahrts- 
direktion einzulegen. Diese kann der Be- 
schwerde abhelfen. Die Frist Ist auch ge- 
wahrt, wenn die Beschwerde beim Bundes- 
minister für Verkehr eingelegt ist. 

(2) Soweit in Rechtsvorsdirlften der Ein- 
spruch als Voraussetzung der Klage beim 
Verwaltungsgericht vorgesehen ist, tritt an 
seine Stelle die Verwaltungsbeschwerde. 


$ 8 

(1) Vor Erlaß einer Rechtsverordnung 
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 hat der Bundesmini- 
ster für Verkehr die Verbände der beteilig- 
ten Binnenschiffahrt sowie die beteiligten 
Gewerkschaften zu hören. 

(2) Sofern der Bundesminister für Verkehr 
nach § 3 Abs. 1 Satz 2 die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen ermächtigt, wird bei diesen 
ein Beirat gebildet. 

§ 9 

(1) Der Beirat hat die Aufgabe, die Was- 
ser- und Schiffahrtsdirektion vor Erlaß einer 
Rechtsverordnung zu beraten. 

(2) Der Beirat besteht aus 

1. je sechs Vertretern der Reedereien und 
der Privatschiffer und 

2. einem Vertreter aus dem Kreise der be- 
teiligten Gewerkschaften. 

(3) Die Vertreter der Reedereien und der 
Privatschiffer werden von den Verbänden 
der Binnenschiffahrt, der Vertreter der be- 
teiligten Gewerkschaften von diesen vorge- 
schlagen und durch den Bundesminister für 
Verkehr für die Dauer von drei Jahren be- 
rufen; sie können durch ihn vor Ablauf die- 
ser Zeit unter den in der Geschäftsordnung 
(Absatz 5) festgelegten Voraussetzungen ab- 
berufen werden. Sie sind nicht an Weisungen 
gebunden. 

(4) Die Mitglieder des Beirats sind ehren- 
amtlich tätig. 

(5) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsord- 
nung, die der Genehmigung der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion bedarf. Die Geschäfts- 
ordnung kann vorsehen, daß an den Sitzun- 
gen des Beirats Vertreter der Schiffahrtspe- 
diteure (Befrachter) ohne Stimmrecht tcil- 
nehmen. 

§ 10 

Wenn mindestens seclis Mitglieder des Bei- 
rats es verlangen, hat die Wasser- und Schiff- 
lahrtsdirektion die von ihr beabsichtigte 
Reclitsverordnung unverzüglich dem Bundes- 
minister für Verkehr vorzulegen. Die Was- 
ser- und Schiffahrtsdirektion entscheidet als- 
dann nach seinen Weisungen. § 8 Abs. 1 gilt 
entsprechend. 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Schifferbetriebs verbände 

§ H 

(1) Für das Stromgebiet des Rheins, der 
Obereibe und der Unterelbc wird je ein 
Scliif f erbet riebsverband (Verband) errichtet. 

(2) Als Stromgebiet des Rheins gilt die 
deutsdie Rheinstrecke mit ihren Nebenflüs- 
sen und dem Spoykanal. 

(3) Als Stromgebiet der Oberelbc gilt die 
Elbe bis Flamburg einschließlich mit ihren 
natürlichen und künstlichen Nebenwasserläu- 
fen sowie den Wasserstraßen bis Travemünde. 

(4) Als Stromgebiet der Unterelbe gilt die 
Elbe unterhalb Hamburgs mit ihren natürli- 
chen und künstlidien Nebenwasserstrai^en, 
die Eider, der Nord-Ostseekanal und der 
Kieler Hafen bis einsdiließlidi Laboe. 

§ 12 

Der Verband faßt die Privatschiffer zu 
dem Zweck zusammen, um in seinem Bereich 
die mit diesem Gesetz erstrebte Ordnung im 
gewerblichen Binnensdiiffsverkehr zu ge- 
währleisten. Er ist Körperschaft des öffent- 
lichen Redats und untersteht der Aufsicht des 
Bundesministers für Verkehr. Dieser kann 
die Aufsicht einer Wasser- und Schiffahrts- 
direktion übertragen. 

§ 13 

(1) Mitglieder des Verbandes sind diejeni- 
gen deutschen Schiffseigner oder Ausrüstcr 
(§§ 1, 2 des Gesetzes betreffend die privat- 
rechtlichen Verhältnisse der Binnenschiffahrt, 
in der Fassung vom 20. Mai 1898, Reichs- 
gesetzbl. S. 868), die in der Regel mit nicht 
mehr als drei Binnenschiffen (Kähnen, Schlep- 
pern, Selbstfahrern), deren Heimatort im 
Stromgebiet liegt, gewerblich Güter für an- 
dere befördern und deren Gewerbebetrieb 
dem eines Kleinschiffers entspricht. 

(2) Mitglieder des Sdilf f erbet riebsverban- 
des Unterelbe sind unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 audi Schiffseigner oder 
Ausrüster von Binnenschiffen mit dem Flei- 
matort Hamburg, wenn sic überwiegend die 
Unterelbe befahren. 

§ 14 

(1) Schiffseigner oder Ausrüster, deren 
Schiffe überwiegend in der Hamburger Ha- 


fenschiffahrt beschäftigt sind, sind nicht Mit- 
glieder des Verbandes. 

(2) Schiffseigner oder Ausrüstcr, die auf 
Grund der Mitgliedschaft bei einer reederei- 
mäßig arbeitenden Genossenschaft oder durch 
den Abschluß langfristiger Beschäftigungsver- 
träge für ihre Betriebe die mit dem vorlie- 
genden Gesetz erstrebte Ordnung gewähr- 
leisten, sind für die Dauer der Mitgliedschait 
oder des Vertragsverhältnisses nicht Mitglie- 
der des Verbandes. 

(3) vSchiffscigner oder Ausrüstcr, auf die 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 zutref- 
fen, können freiwillig Mitglieder des Ver- 
bandes sein. Sie haben jedoch nicht die Rechte 
und Pflichten, die sich für die Verbandsmlt- 
gliedcr aus § 18 Abs. 1 ergeben. 

(4) ln Zwelfelsfällcn entscheidet die Auf- 
sichtsbehörde nach Anhörung des Verbandes 
über die Mitgliedschaft. 

§ 15 

(1) Die Verfassung und die Verwaltung 
des Verbandes werden durcli die Satzung ge- 
regelt. Die Satzung und ihre Änderungen 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Zustim- 
mung der Mehrheit der Mitgliederversamm- 
lung, der Genehmigung der Aufsichtsbehör- 
de sowie der Veröffentlichung im Verkehrs- 
blatt — Amtsblatt des Bundesministers für 
Verkehr der Bundesrepublik Deutschland — . 

(2) Die Satzung muß Bestimmung treffen 
über 

1. Namen und Sitz des Verbandes, 

2. die Gegenstände, über die die Mitglie- 
derversammlung zu beschließen hat, so- 
wie die Voraussetzungen und die Form 
ihrer Einberufung und die Vertretung der 
Mitglieder in der Versammlung, 

3. die Wahl des Vorsitzenden und seines 
Stellvertreters, 

4. die Zusammensetzung und die Befugnisse 
der übrigen Organe, die Vertretung des 
Verbandes und die Geschäftsführung, 

5. die Form der Bekanntmachungen des 
Verbandes, 

6. die Aufstellung des Haushaltsplans, die 
Prüfung und Abnahme der Jahresrech- 
nung, 

7. die Erhebung von Beiträgen und Umla- 
gen sowie die Voraussetzungen, unter 
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denen der Verband ihre Einziehung nadi 
§ 17 beantragen kann. 

§ 16 

(1) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter 
bedürfen der Bestätigung durdi die Aufsichts- 
behörde. 

(2) Der Vorsitzende hat den Haushaltsplan 
vor Beginn eines jeden Rechnungsjahres der 
Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzulc- 
gcn. 

S 17 

Mitgliedsbeiträge, sonstige Beiträge zur 
Unterhaltung der Einrichtungen des Verban- 
des sowie Umlagen werden auf Antrag des 
Verbandes nach den Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung beigetricben. 

S 18 

(1) Der Verband kann nach Maßgabe der 
Satzung 

1. Verträge mit Schiffahrttreibenden oder 
ihren Verbänden schließen, 

2. durdi Besdiluß die Verteilung des Fracht- 
und Schleppgutcs unter seinen Mitglie- 
dern regeln, 

3. Verfügungen für die Einteilung und Be- 
wegung der Fahrzeuge seiner Mitglieder 
treffen, um die ordnungsmäßige Durch- 
führung der Verträge nach Nummer 1 
und der Beschlüsse nach Nummer 2 zu 
gewährleisten. 

(2) Dem Verbände ist eine auf Erwerb ge- 
richtete Tätigkeit, insbesondere als Reeder, 
Befrachter oder Spediteur, nicht gestattet. 

(3) Beschlüsse nach Absatz 1 Nr. 2 sowie 
ihre Änderung oder Aufhebung unterliegen 
der Genehmigung durch die Aufsichtsbe- 
hörde. 

§ 19 

(1) Den Mitgliedern des Verbandes steht 
gegen Verfügungen des Verbandes die Ver- 
waltungsbcschwcrdc an die Aufsichtsbehörde 
zu. Sie ist innerhalb eines Monats nach Be- 
kanntgabe der Verfügung bei der Aufsichts- 
behörde cinzulegen und hat keine aufschie- 
bende Wirkung. Die Frist ist auch gewahrt, 
wenn die Beschwerde bei dem Verbände ein- 
gelegt ist. 


(2) Soweit in Rechtsvorschriften der Ein- 
sprucJi als Voraussetzung der Klage beim 
Verwaltungsgericht vorgesehen ist, tritt an 
seine Stelle die Verwaltungsbesch wer de. 

§20 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann 
den Verband auflösen, wenn mindestens drei 
Viertel der Privatschiffer des Stromgebiets 
die Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 erfül- 
len. Vor der Auflösung ist der Verband zu 
hören. 

(2) Wird der Verband aufgelöst, so muß 
eine Abwicklung stattfinden. Die Vorschrif- 
ten der §§ 48 bis 53 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches sind entsprechend anzuwenden. 

DRITTER ABSCHNITT 
Frachtenbildung 

S 21 

Die Entgelte für Verkehrsleistungen der 
Schiffahrt und Flößerei auf Bundeswasser- 
straßen, irn Falle einer durdigehenden Be- 
förderung audi auf den mit diesen zusam- 
menhängenden deutschen Wasserstraßen ein- 
schlleßlidi der Häfen (Transportsätze, Schiffs- 
antcilfrachten, Schlepplöhne, Schiffsmieten, 
Vergütungen für sonstige mit der Schiffs- 
beförderung unmittelbar zusammenhängende 
Nebenleistungen) werden durch Frachtenaus- 
sdiüsse der Binnenschiffahrt festgesetzt. Sic 
sind Festentgelte, soweit nicht der Bundes- 
minister für Verkehr im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft Hödist- 
oder Mindestcntgeltc oder beides zuläßt. 

S 22 

Frachtenausschüsse werden durch Rechts- 
verordnung des Bundesministers für Ver- 
kehr errichtet. In der Rcchtsverordnung ist 
ihre gebictliche Zuständigkeit zu bestimmen. 

S 23 

(1) Für Entgelte für Verkehrsleistungen, 
die über den Bereich eines Frachtenausschus- 
ses hinausgehen, ist der Frachtenausschuß zu- 
ständig, in dessen Bereich das Schiff beladen 
wird, soweit nicht der Bundesminister für 
Verkehr etwas anderes bestimmt. 

(2) Die Frachtenausschüsse sind nicht zu- 
ständig für die Tarife der Fahrgastschiffahrt, 
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des Bundcssdilcppbetriebcs sowie des Sdilepp- 
betriebcs auf dem Elbe-Lübedi-KanaL 

§ 24 

(1) Die Frachtenausschüsse unterstehen der 
Aufsicht des Bundesministers für Verkehr. 
Dieser kann die Aufsicht auf die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektionen übertragen. 

(2) Die A.ufsidhtsbehörde kann zu den 
Sitzungen der Frachtenausschüssc einen Ver- 
treter entsenden. 

§ 25 

(1) Die Fraditenausschüsse setzen sich zu- 
sammen aus der gleichen Anzahl von Ver- 
tretern der Schiffahrt (Reederei- und Privat- 
schiffahrt) und der verladenden Wirtschaft. 
Die Mitglieder der Frachtenausschüsse üben 
ihr Amt nicht als Interessenvertreter von Be- 
rufsgruppen, sondern auf Grund eigener Ver- 
antwortung aus. Sie sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Die Vertreter der Schiffahrt werden 
auf Vorschlag der beteiligten Verbände der 
Binnenschiffahrt, die Vertreter der verladen- 
den Wirtschaft auf Vorschlag der beteiligten 
Industrie- und Flandelskamniern von der 
Aufsichtsbehörde für die Dauer von drei Jah- 
ren berufen; das gleiche gilt für ihre Stell- 
vertreter. Die Mitglieder und ihre Stellver- 
treter können vor Ablauf dieser Zeit unter 
den in der Geschäftsordnung (§ 26) vorge- 
sehenen Vui Aussetzungen durch die Auf- 
sichtsbehörde abberufen werden. Beim Aus- 
scheiden eines Mitgliedes oder eines Stell- 
vertreters wird sein Nachfolger für den Rest 
der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglie- 
des oder Stellvertreters berufen. 

(3) Die Frachtenausschüsse wählen einen 
Vorsitzenden aus dem Kreis Ihrer Mitglieder. 

(4) An den Sitzungen der Frachtenaus- 
schüsse kann ein Vertreter der Deutschen 
Bundesbahn ohne Stimmrecht teilnehmen. 

§ 26 

(1) Die Frachtenausschüsse geben sich eine 
Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung be- 
darf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Geschäftsordnung kann vorsehen, 
daß an den Sitzungen der Frachtenausschüsse 
Vertreter der Schiffahrtspediteure (Befrach- 
ter) ohne Stimmrecht teilnehmen. 


§27 

(1) Die Frachtenausschüssc bilden auf An- 
ordnung oder mit Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde 

1. Frachtenkommissionen für Tages- 
geschäfte, 

2. Bezirksausschüsse, 

3. gemeinsame Ausschüsse, 

4. Fachausschüsse. 

Für die Ausschüsse zu Nr. 2 bis 4 gilt 24 
Abs. 2 entsprechend. 

(2) Die Frachtenkommissionen für Tages- 
geschäfte sind nach Maßgabe der Geschäfts- 
ordnung befugt, Entgelte für Verkehrslei- 
stungen (§ 21) vorzuschlagen. Sie haben ihre 
Vorschläge unverzüglich dem Frachtenaus- 
schuß zur Beschlußfassung vorzulegen. 

(3) Die Bezirksausschüsse und gemeinsa- 
men Ausschüsse können nadi Maßgabe der 
Geschäftsordnung selbständige Festsetzungs- 
befugnisse erhalten (ermächtigte Unteraus- 
schüsse). In diesem Falle sind die §§ 24 Abs. 1, 
25 Abs. 1 entsprechend anzuwenden. Soweit 
die Mitglieder der Bezirksausschüsse nicht 
Mitglieder der Frachtenausschüsse sind, gilt 
ferner § 25 Abs. 2 sinngemäß; sie können je- 
doch auch für eine kürzere Dauer als drei 
Jahre berufen werden. In die gemeinsamen 
Ausschüsse können nur Mitglieder der 
Frachtenausschüsse entsandt werden. 

(4) Die Fachausschüsse schlagen dem Frach- 
tenausschuß Entgelte für Verkehrsleistungen 
vor. 


§ 28 

(1) Beschlüsse der Frachtenausschüsse und 
der ermächtigten Unterausschüsse, die Ent- 
gelte für Verkehrsleistungen festsetzen, be- 
dürfen der Genehmigung durch den Bundes- 
minister für Verkehr. Er entscheidet Im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann 
die Befugnis nach Absatz 1 auf die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektionen übertragen. Ihre 
Entscheidungen bedürfen der Zustimmung 
des Bundesministers für Wirtschaft. 
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§ 29 

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
die genehmigten Beschlüsse der Fraditenaus- 
schüsse und der ermächtigten Unterausschüsse 
als Reditsverordnungen. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann 
aus Gründen der Verkehrspolitik die Redhts- 
verordnungen aufheben; er bedarf hierzu 
des Einvernehmens mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft. 

§ 30 

Der Bundesminister für Verkehr kann 
durch Rechtsverordnung an Stelle der Frach- 
tenausschüsse oder der ermäditigten Unter- 
ausschüsse Entgelte für Verkehrsleistungen 
fcstsetzen, wenn Gründe der Verkehrspoli- 
tik es erfordern oder wenn ein Frachtenaus- 
schuß oder ein ermächtigter Unterausschuß 
ein Entgelt nicht beschließt; er bedarf hierzu 
des Einvernehmens mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft. 

§ 31 

(1) Werden in einem Vertrage für Ver- 
kehrsleistungen Entgelte vereinbart, die von 
den auf Grund dieses Gesetzes festgesetzten 
abweichen, so wird die rechtliche Wirksam- 
keit des Vertrages nicht berührt. In die- 
sen Fällen wird das festgesetzte Entgelt ge- 
schuldet. 

(2) Vereinbaren die Vertragsparteien In 
Kenntnis des festgesetzten Entgelts ein von 
diesem abweichendes Entgelt, so Ist der Un- 
terschledsbetrag an den Bund zu entrichten. 
Er ist von der nach § 37 zuständigen Was- 
ser- und Schiffahrtsdirektion einzuziehen. 


VIERTER ABSCHNITT 
Frachtenausgleich 

§ 32 

(1) Zur Sicherung volkswirtschaftlich ange- 
messener Entgelte für Verkehrsleistungen 
und zur Vermeidung verkehrswirtschaft- 
licher Schäden in der Binnenschiffahrt kann 
der Bundesminister für Verkehr nach Anhö- 
rung der Verbände der beteiligten Schiff- 
fahrt im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft durch Rcditsverord- 
nung einen Frachtenausgleich anordnen. Er 
bestimmt in diesem Falle den Kreis der 


Schiffahrttreibenden, die zu der Ausgleichs- 
abgabc heranzuziehen sind, die erhebende 
Stelle, die Höhe der Abgabe und das Erhe- 
buiigsverfahren. Er bestimmt in gleicher 
Weise die Berechtigten, an die Ausgleichs- 
zahlungen zu leisten sind, die Bemessung der 
Leistungen sowie das Auszahlungsverfahren. 
Die Berechtigten erhalten einen Rechtsan- 
spruch auf die Ausgleichszahlungen. 

(2) Vor Anordnung eines Frachtenaus- 
gleichs zugunsten von Fraclitschuldnern ist 
außer den in Absatz 1 genannten Verbänden 
die Deutsche Bundesbahn zu hören. Erhebt 
diese Einwendungen, so hat der Bundesmi- 
nister für Verkehr ihr und den Verbänden 
Gelegenheit zu gemeinsamer Stellungnahme 
und Erörterung zu geben. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Ausgleich widerstreitender Verkehrsintcr- 
essen und Mitwirkung der Länder 

§ 32 a 

Mit dem Ziel bester Förderung des Ver- 
kehrs hat der Bundesminister für Verkehr 
darauf hinzuwirken, daß die Leistungen und 
Entgelte der Binnenschiffahrt einschließlich 
der Flößerei untereinander und mit denen 
der anderen Verkehrsträger abgestimmt wer- 
den. 

§ 32 b 

Zur Herstellung einer ständigen Fühlung 
zwisdien dem Bund und den Ländern auf 
dem Gebiete der gewerblichen Blnnensdiiff- 
iahrt wird beim Bundesminister für Ver- 
kehr ein Ausschuß aus Vertretern der Länder 
gebildet, der mindestens einmal vierteljähr- 
lich vom Bundesminister für Verkehr einbe- 
rufen wird. 

§ 33 

Anordnungen nach § 6 Abs. 3 und Rechts- 
verordnungen nach den §§ 22, 32 erläßt der 
Bundesminister für Verkehr im Benehmen 
mit den obersten Verkehrsbehörden der je- 
weils beteiligten Länder. Diese sind befugt, 
Vertreter zu den Sitzungen der Frachtenaus- 
schüsse und der ermächtigten Unteraus- 
schüsse zu entsenden. 
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SECHSTER ABSCHNITT 
Ahndung von Zuwiderhandlungen 

§ 34 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne des § 18 
des Wirtschaftsstrafgesetzes in der Fassung 
vom 25, März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 189) 
begeht, wer den nach den §§ 29, 30 erlasse- 
nen Verordnungen des Bundesministers für 
Verkehr zuwiderhandelt, soweit diese aus- 
drücklich auf die Strafbestimmungen des 
Wirtschaftsstrafgesetzes verweisen. 

§ 35 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen eine nach § 1 
erforderliche Genehmigung zu erschlei- 
chen, 

2. sich über die Unwirksamkeit einer nicht 
genehmigten Vereinbarung nach § 1 hin- 
wegsetzt, 

3. vorsätzlidi oder fahrlässig gegen eine Ver- 
ordnung nach § 3 oder gegen einen Be- 
schluß oder eine Verfügung eines Schiffer- 
betriebsverbandes nach § 18 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 verstößt, sofern die Verordnung, 
der Beschluß oder die Verfügung aus- 
drücklich auf die Bußgeldbestimmung 
dieses Gesetzes verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

§ 36 

Räumt der Betroffene eine Ordnungs- 
widrigkeit vorbehaltlos ein, so ist die Durch- 
führung einer Unterwerfungsverhandlung 
nadi § 67 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten vom 25. März 1952 (Bundesgesetzbl. 
I S. 177) zulässig. 

§ 37 

(1) Bei Zuwiderhandlungen nacla den §§ 34, 
35 ist zuständige Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 73 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten die Wasser- und Schiffahrts- 
direktion. Der Bundesminister für Verkehr 
kann abweicficnd von § 51 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkelten eine Wasser- und 


Schiffahrtsdirektion als für den Bereich meh- 
rerer Wasser- und Schiffahrtsdirektionen zu- 
ständig erklären. Er hat die hiernach zustän- 
dige Wasser- und Schiffahrtsdirektion öffent- 
lich bekanntzumachen. 

(2) Setzt die nach Absatz 1 zuständige 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion eine Geld- 
buße fest oder teilt sie eine Zuwiderhand- 
lung der Staatsanwaltschaft zur zuständigen 
Verfolgung mit, so hat sie unverzüglich die 
nach § 6 zuständige Behörde oder die nach 
den §§ 12, 24 zuständige Aufsichtsbehörde 
zu benachrichtigen, 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 38 

Der Schifferbetriebsverband ,Jus et Justi- 
tla'‘ in Dulsburg-Ruhrort, der Schiffer- 
betriebsverband für die Elbe und der Schiffer- 
betriebsverband für die Unterelbe In Ham- 
burg gelten als auf Grund des § 11 errichtet. 
Die drei Verbände haben der Aufsichtsbe- 
hörde innerhalb von sechs Monaten nach In- 
krafttreten des Gesetzes eine neue Satzung 
zur Genehmigung vorzulegen. Bis zur Ge- 
nehmigung der neuen Satzung bleibt die alte 
in Kraft, soweit Ihre Bestimmungen nicht 
gegenstandslos geworden sind, 

§ 39 

Die bestehenden Frachtenausschüsse in 
Duisburg, Dortmund, Bremen, Hamburg, 
Regensburg und der Frachtenausschuß für 
den Tankschiffsverkehr in Beuel gelten als auf 
Grund des § 22 errichtet. Das gleiche gilt un- 
ter der Voraussetzung des § 43 Abs. 1 für 
den Frachtenausschuß Berlin. Sie haben der 
Aufsichtsbehörde innerhalb von sechs Mo- 
naten nach Inkrafttreten des Gesetzes eine 
neue Geschäftsordnung zur Genehmigung 
vorzulegen. Bis zur Genehmigung der neuen 
Geschäftsordnung bleibt die alte in Kraft, 
soweit ihre Bestimmungen nicht gegenstands- 
los geworden sind. 

§ 40 

gestrichen 

S 41 

(1) Dieses Gesetz findet im Verkehr von 
und nach dem Ausland keine Anwendung; 
jedoch unterliegen auch in diesem Verkehr 
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1. die Mitglieder der Schifferbetriebsver- 
bände den Beschlüssen und Verfügungen 
der Verbände nach § 18, 

2. deutsche Schiffahrttreibende den Rechts- 
verordnungen nach § 32. 

(2) Bestehende völkerrechtliche Vereinba- 
rungen werden durch dieses Gesetz nicht 
berührt. 

§ 42 

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
Beförderungen mit Seeschiffen, bei denen im 
durchgehenden Verkehr die Grenzen der See- 
fahrt im Sinne der Dritten Durchführungs- 
verordnung zum Flaggcnrechtsgesetz vom 

3. August 1951 (Bundesgcsctzbl. II S. 155) 
überschritten werden. Der Bundesminister für 
Verkehr kann jedoch durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, daß bei diesen Beförderun- 
gen, soweit sie zwischen deutschen Lade- und 
Lösdiplätzen ausgeführt werden, Entgelte be- 
rechnet werden, die den Erfordernissen einer 
einheitlichen Verkcbrspolitik entsprechen. 

§ 43 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch Im Lande Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 


gungen erlassen werden, gelten im Lande 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

(3) Gilt das Gesetz im Lande Berlin, so 
nimmt der Senator für Verkehr und Betriebe 
die den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
zugewiesenen Aufgaben wahr. 

§ 44 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft, 

(2) Am gleichen Tage treten außer Kraft: 

1. das Gesetz betreffend die Errichtung von 
Kleinschifferverbänden vom 19. Mai 1922 
(Reichsgesetzbl. II S. 129), 

2. das Gesetz zur Bekämpfung der Notlage 
der Binnenschiffahrt vom 16. Juni 1933 
(Reichsgesetzbl. II S. 317) nebst den zu 
seiner Durdiführung ergangenen Verord- 
nungen; jedodi bleibt die auf Grund der 
Sedisundzwanzigsten und Achtundzwan- 
zigsten Durchführungsverordnung erlas- 
sene hamburgischc Verordnung über Ent- 
gelte der Hafenschiffahrt im Gebiet des 
Hafens Hamburg vom 11. Dezember 1951 
(Hamburgisdics Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 225) unverändert, 

3. die Verordnung über die Frachtenbildung 
In der Binnenschiffahrt vom 3. Oktober 
1941 (Reichsgesetzbl. T S. 622). 
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